
S A T Z U N G 
 

Des Fischereivereins Holzkirchen e.V. 
 
 
 

§ 1 
 

Name, Sitz, Verbreitungsgebiet und Geschäftsjahr 
 
1. Der Verein führt den Namen „Fischereiverein Holzkirchen e.V.“. 
 
2. Er hat seinen Sitz in Holzkirchen, erstreckt sich auf den Raum Oberbayern und ist 

eingetragen im Vereinsregister Miesbach.  
 
3. Er ist politisch und konfessionell neutral. 
 
4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
5. Gerichtsstand ist Miesbach. 
 
 

§ 2 
 

1. Zweck des Vereins ist Förderung der Fischerei, Schutz und Erhaltung der 
Gewässer in ihrer natürlichen Schönheit und Ursprünglichkeit mit ihrem 
Fischbestand. 
 

 
2. Der Verein hat vornehmlich folgende Aufgaben: 

a. Beratung, Unterrichtung und Förderung seiner Mitglieder in allen Angelegen-
heiten der Fischerei, 

b. Hege und Pflege des Fischbestandes und der Gewässer, 
c. Förderung der fachlichen Ausbildung des Fischereiausübenden, 
d. Förderung der Fischereijugend, 
e. Förderung der Angelfischerei und des Castingsports, 
f. Schaffung von Erholungsmöglichkeiten zwecks körperlicher Ertüchtigung und 

Gesundhaltung der Mitglieder, 
g. Förderung des Vereinslebens, 
h. Zusammenarbeit mit allen der Fischerei dienenden Institutionen, 
i. Mitarbeit in allen Umwelt-, Gewässer-; Landschafts-, Natur-, Jagd- und Tier-

schutzfragen und die Zusammenarbeit mit den entsprechenden Institutionen. 
 
3. Der Verein dient der Erhaltung der Volksgesundheit durch seinen Einsatz im 

Rahmen der Gewässerpflege und des Gewässerschutzes. 
 

4. Der Verein verfolgt gemäß seiner Satzung ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke. Er erstrebt keinen Gewinn und verwendet etwaige 
Überschüsse nur für satzungsgemäße Zwecke. Niemand wird durch 
unverhältnismäßige hohe Vergütung oder durch Ausgaben, die dem Zweck des 



Vereins fremd sind, begünstigt. Bei Wegfall des bisherigen Zwecks des Vereins 
darf das Vermögen nur gemäß § 14 dieser Satzung verwendet werden. 
 
 

§ 3 
 

Mitgliedschaft 
 
1. Der Verein besteht aus: 

a. ordentlichen Mitgliedern, 
b. fördernden Mitgliedern, 
c. Ehrenmitgliedern  
d. und jugendlichen Mitgliedern. 
 

2. Ordentliche Mitglieder können alle unbescholtenen, volljährigen Personen 
werden, die diese Satzung anerkennen.  

 
3. Förderndes Mitglied können alle unbescholtenen volljährigen Personen sowie 

juristische Personen werden, die um Aufnahme nachsuchen aus Verbundenheit 
mit der Fischerei. 

 
4. Ehrenmitglieder sind durch Beschluß der Mitgliederversammlung ernannte 

Personen, die sich um den Verein oder die Fischerei in besonderem Maße 
verdient gemacht haben. 

 
5. Der durch den Gesetzgeber festgelegte Personenkreis, Kinder und Jugendliche, 

gehören der Jugendgruppe des Vereins an. Ihre Aufnahme bedarf der 
Zustimmung des gesetzlichen Vertreters. Einzelheiten regelt die Jugendordnung. 
Der Beitritt zur Jugendgruppe ist das ganz Jahr möglich. 

 
 

§ 4 
 

 
Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
1. Alle Mitglieder (ordentliche, fördernde, jugendliche und Ehrenmitglieder) haben 

das Recht auf Förderung und Unterstützung durch den Verein im Rahmen dieser 
Satzung. 
 

2. Ordentliche Mitglieder, jugendliche Mitglieder und Ehrenmitglieder sind insbe-
sondere berechtigt: 
a. Vereinseigene und vom Verein gepachtete Gewässer waidgerecht zu 

beangeln, 
b. alle vereinseigenen Anlagen zu benützen, 
c. an Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen. 

 
3. Fördernde Mitglieder haben insbesondere das Recht: 

a. Vereinseigene Anlagen des Vereins zu benützen, 
b. die Veranstaltungen des Vereins zu besuchen. 

4. Alle Mitglieder sind verpflichtet: 



a. Die Satzung einzuhalten, die Beschlüsse und Anordnungen der Organe des 
Vereins zu befolgen und die Mitgliedsbeiträge gemäß der Beitragsordnung 
ohne Aufforderung termingerecht an den Verein zu entrichten, 

b. Durch tatkräftige Mitarbeit die Bestrebungen des Vereins zu unterstützen, 
Zweck und Aufgaben des Vereins zu erfüllen und zu fördern, sowie sich über 
Veranstaltungen und Vorgänge des Vereins laufend zu unterrichten, 

c. Dem Verein die zur Durchführung seiner Aufgaben erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen. 

d. Die von der Vorstandschaft festgelegten jährlich zu entrichtenden 
Arbeitsstunden oder Ersatzweise der dafür zu entrichtende Geldbetrag werden 
im Merkblatt ausgeschrieben.   

e. Das Merkblatt ist Bestandteil der Fischereiausübung und ist mit der 
Jahreskarte mitzuführen. 

 
5. Mitglieder, die Gewässerbesitzer sind, sollen nach Möglichkeit und eigenem 

Ermessen ihre Fischwasser dem Verein gegen angemessene Entschädigung zur 
Verfügung stellen. 

 
6. Ordentliche Mitglieder, jugendliche Mitglieder und Ehrenmitglieder sind insbe-

sondere darüber hinaus noch verpflichtet: 
a. Das Fischen nur im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der 

festgelegten Bedingungen auszuüben, sowie auf Befolgen dieser Anordnung 
auch bei anderen Mitgliedern und Gästen zu achten, 

b. Aufsichtspersonen und Fischereiaufsehern sich auf Verlangen auszuweisen 
und deren Anordnungen zu befolgen. 

 
 

 
§ 5 

 
Erwerb der Mitgliedschaft 
 
1. Nach Einreichen eines schriftlichen Aufnahmeantrags erfolgt nach dessen Über-

prüfung die Aufnahme durch den Vorstand. 
 

2. Die Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeitrag für das laufende Vereinsjahr ist 
gemäß der Beitragsordnung im voraus zu entrichten und nachzuweisen. 

 
3. Eine Ablehnung der Aufnahme kann ohne Angaben von Gründen erfolgen. 
 
4. Bei einem Erwerb der aktiven Mitgliedschaft sind ab dem 01.01.2004 die 

Neuzugänge verpflichtet, bis zum Ausscheiden aus dem Verein, jedes Jahr den 
Fischerei-Erlaubnisschein zu erwerben.  
Jugendliche, die die Volljährigkeit erreichen sind, vorausgesetzt, sie sind nicht in 
der Ausbildung oder gehen der Wehrpflicht nach, ebenfalls verpflichtet, jedes Jahr 
den Fischerei-Erlaubnisschein zu erwerben.  

 
5. Der Vorstand kann das Mitglied von §5 Abs. 4 zeitweilig davon befreien. Der 

Antrag, sowie die Befreiung hat in schriftlicher Form zu erfolgen.  
 
 



§ 6 
 

Erlöschen der Mitgliedschaft 
 
1. Die ordentliche Mitgliedschaft erlischt: 

a. Durch freiwilligen Austritt. Dieser kann nur bis 15.11. zum Ende des laufenden 
Geschäftsjahres durch eingeschriebenen Brief an den 1.Vorsitzenden erklärt 
werden. 

b. Durch den Tod des Mitglieds. 
c. Durch Aberkennung. Sie ist möglich, wenn die Voraussetzung der 

Mitgliedschaft nach § 3 nicht mehr gegeben ist, auch wenn diese schon vor 
der Aufnahme nicht gegeben war, aber erst danach bekannt wurde. 

d. Durch Ausschluß. Er kann mit sofortiger Wirkung erfolgen, wenn ein Mitglied, 
 

1. gröblich gegen die Satzung verstoßen hat, insbesondere Anordnungen der 
zuständigen Organe nicht befolgt, 

2. eine Handlung begeht, die das Ansehen der Organisation oder eines ihrer 
Mitglieder schädigt, 

3. trotz Mahnung und ohne hinreichende Begründung mit Zahlung seiner 
Beiträge oder mit Erfüllung der sonstigen Verpflichtungen 6 Monate im 
Rückstand ist, 

4. ein besonders wichtiger Grund vorliegt. 
 
2. Die fördernde- oder Ehrenmitgliedschaft erlöschen: 

a. Durch Tod oder bei juristischen Personen durch deren Auflösung. 
b. Durch Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte. 

 
3. Über Aberkennung der Mitgliedschaft oder über einen Ausschluß eines Mitgliedes 

entscheidet der Vorstand. Anstatt auf Aberkennung oder Ausschluß kann erkannt 
werden auf: 
a. zeitweilige Entziehung der Vereinsrechte oder der Angelerlaubnis für alle oder 

nur bestimmte Vereinsgewässer, 
b. Zahlung einer Geldbuße, 
c. Verweis mit oder ohne Auflage, 
d. Verwarnung mit oder ohne Auflage, 
e. Mehrere der vorstehenden Möglichkeiten gekoppelt. 

 
4. Vor Beschlußfassung des Vorstandes auf Aberkennung der Mitgliedschaft oder 

auf Ausschluß ist dem betroffenen Mitglied Gelegenheit zu geben, sich persönlich 
oder schriftlich vor dem Vorstand zu rechtfertigen. Der Beschluß des Vorstandes 
ist mit Begründung dem Mitglied mit eingeschriebenem Brief bekanntzumachen. 
Gegen den Beschluß des Vorstandes steht dem Mitglied das Recht der Berufung 
an die Mitgliederversammlung innerhalb einer Frist von 4 Wochen zu. Die 
Mitgliederversammlung entscheidet endgültig. Bei rechtzeitig eingelegter 
Berufung hat der Vorstand innerhalb von 3 Monaten die Mitgliederversammlung 
zur Entscheidung einzuberufen. Geschieht dies nicht, gilt der Beschluß als nicht 
erlassen. Macht das Mitglied von der Berufung keinen Gebrauch, oder versäumt 
die Frist, so unterwirft es sich dem Beschluß. 

 
5. Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder haben keinerlei Rechte auf 

das Vereinsvermögen. Vereinspapiere, Schlüssel, sowie Vereins- und 



Verbandsabzeichen sind ohne Vergütung sofort zurückzugeben. Der fällige 
Beitrag ist bis zum Ende des laufenden Geschäftsjahres zu entrichten. 

 
 

§ 7 
 

Organe 
 
1. Die Organe des Vereins sind: 

a. Der Vorstand, 
b. der Beirat, 
c. die Mitgliederversammlung. 

 
 

§ 8 
 

Der Vorstand und Beirat 
 
1. Der Vorstand besteht aus: 

a. dem 1. Vorsitzenden 
b. dem 2. Vorsitzenden 
c. dem Schriftführer 
d. dem Schatzmeister (Kassier) 

 
2. Der Beirat besteht aus: 

a. dem Gewässerwart 
b. dem Jugendwart 
c. dem Referenten für Öffentlichkeitsarbeit 
d. dem Vergnügungswart 

 
3. Der Vorstand leitet den Verein und verwaltet dessen Vermögen. Er entscheidet 

über alle Angelegenheiten des Vereins, soweit dieses nicht nach der Satzung 
oder zwingenden gesetzlichen Bestimmungen anderen Organen vorbehalten ist. 
Zur Veräußerung dringlicher Vermögensgegenstände sowie bei Verfügungen, die 
den Betrag von 1.000.- Euro überschreiten, bedarf er der Zustimmung des 
Beirats. 
 

4. Er hat vor allem folgende Aufgaben: 
a. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung. 
b. Einberufung der Mitgliederversammlung. 
c. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 
d. Aufstellung eines Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr. 
e. Erstellung eines Jahres- und Rechnungsberichtes. 
f. Beschlußfassung über Aufnahme und Ausschlüsse von Mitgliedern und Aber-

kennung der Mitgliedschaft. 
g. Festlegung der Mitgliederbeiträge 

 
5. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. und der 2. Vorsitzende. Jeder von 

ihnen hat Einzelvertretungsbefugnis. Die des 2. Vorsitzenden wird jedoch im 
Innenverhältnis auf den Fall der Verhinderung des 1. Vorsitzenden beschränkt. 
 



6. Der 1. Vorsitzende beruft die Sitzungen des Vorstandes, des Beirates und die 
Mitgliederversammlung ein und leitet diese. Er überwacht die Geschäftsführung 
der übrigen Vorstandsmitglieder.  Er verfügt nach den Beschlüssen des 
Vorstandes über die Vereinsmittel im Rahmen des Haushaltsplanes. 
Abweichungen vom Haushaltsplan sowie unvorhergesehene Ausgaben von mehr 
als 1.000.- Euro bedürfen der Genehmigung des Beirates. 

 
7. Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mindestens 2 Vorstandsmitglieder, darunter 

einer der Vorsitzenden, anwesend sind. Bei Beschlußfassung entscheidet die 
einfache Mehrheit der abgegebenen, gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters. 

8. Der 1. Vorsitzende des Vereins ist ermächtigt, etwaige zur Genehmigung der 
Satzung und zur Eintragung des Vereins erforderliche formelle Änderungen und 
Ergänzungen der Satzung vorzunehmen. Die Mitglieder des Vorstandes werden 
von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 2 Jahren mit einfacher 
Mehrheit gewählt. Sie bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Scheidet durch Tod, 
Austritt oder aus einem anderen Grund ein Mitglied des Vorstandes aus, so ist 
eine Neuwahl bei der nächsten Jahreshauptversammlung vorzunehmen. Bis 
dahin kann der Beirat ein kommissarisches Vorstandsmitglied ernennen. Die 
Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. 

 
9. Der Vorstand ist ehrenamtlich tätig. 
 
10. Die Kassen- und Buchführung obliegt dem Schatzmeister (Kassier). Dieser ist zur 

Einrichtung, Unterhaltung, Führung und Überwachung der erforderlichen 
Unterlagen sowie zur rechtzeitigen Erstellung des Jahresabschlusses verpflichtet. 
Er hat dem Vorsitzendem, sowie dessen Beauftragten und den Revisoren (§ 11) 
jederzeit Einsicht in die Unterlagen zu gestatten und Auskunft zu erteilen. 

 
 

§ 9 
 

Der Beirat 
 
1. Der Beirat besteht aus den Beiratsmitgliedern. 

Fachberatenden Personen sind im Bedarfsfalle hinzuzuziehen. 
 
2. Der Beirat hat vor allem folgende Aufgaben: 

a. Beratung und Unterstützung des Vorstandes. 
b. Prüfung des Jahres- und Rechnungsberichtes des Vereins. 
c. Beratung des Haushaltsvoranschlags. 
d. Festlegung evtl. Aufwendungsentschädigungen und Reisekostensätze. 
e. Zustimmung zu den Verfügungen des Vorstandes nach § 8 (6) Satz 3. 
f. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und sonstiger Veranstaltungen. 
g. Vorbereitung der Beitragsordnung. 
h. Vorbereitung der Gewässerordnung. 
i. Bestellung von Delegierten zum Bezirksverband. 
j. Bestätigung der Wahl des Jugendsprecher 
k. Bestätigung von Beschlüssen der Vereinsjugend, gem. § 12. 
l. Beschlußfassung und Ehrungen. 

 



3. Die Sitzungen des Beirats sind nach Bedarf vom 1. Vorsitzenden einzuberufen, 
jedoch mindestens 2 mal im Jahr.  

Er muß eine Sitzung einberufen, wenn mindestens 2 Beiratsmitglieder dies 
schriftlich unter Angabe von Gründen verlangen. Diese Einladung muß 
mindestens 8 Tage vorher schriftlich erfolgen. In dringenden Fällen kann diese 
Frist vom 1. Vorsitzenden gekürzt werden. 
 

4. Der Beirat ist beschlußfähig, wenn mindestens 5 Mitglieder, darunter 
Vorstandsmitglieder anwesend sind. Das Stimmrecht entfällt für ein Mitglied, 
wenn über seine Entlastung abgestimmt wird. Der Beirat beschließt in einfacher 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 1. Vor-
sitzenden, bei dessen Abwesenheit die des 2. Vorsitzenden. 

 
5. Der Beirat ist ehrenamtlich tätig. 
 
6. Scheidet ein Mitglied des Beirates vorzeitig aus, so kann der Beirat für die 

restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitgliedes kommissarisch ein 
Ersatzmitglied bestellen. 

 
 

§ 10 
 
Mitgliederversammlung 
 
1. Die Mitgliederversammlung besteht aus dem Vorstand, dem Beirat, den ordent-

lichen, den fördernden und den Ehrenmitgliedern. 
 

2. Der Mitgliederversammlung obliegt insbesondere: 
a. Wahl und Abberufung des Vorstandes. 
b. Wahl und Abberufung des Beirates. 
c. Entgegennahme des Geschäfts- und Rechnungsabschlusses. 
d. Erteilung der Entlastung für den Vorstand und Beirat. 
e. Genehmigung des Haushaltsvorschlages. 
f. Festlegung der Mitgliederbeiträge. 
g. Beschlußfassung über Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins. 
h. Wahl der Revisoren. 
i. Beschlußfassung über Anträge der Mitglieder, die spätestens eine Woche vor 

dem Versammlungstermin schriftlich bei der Vorstandschaft eingereicht sein 
müssen. Spätere Anträge sind nur zu behandeln, wenn sie zu Beginn der 
Versammlung schriftlich vorliegen und wenn die Mehrheit der erschienenen 
Stimmberechtigten der Behandlung zustimmt. 

 
3. Jedes volljährige Mitglied ist stimmberechtigt und hat eine Stimme. 

 
4. Jede form- und fristgerecht einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rück-

sicht auf die Anzahl der anwesenden Stimmen beschlußfähig. 
 
5. Die Mitgliederversammlung beschließt in der Regel in offener Abstimmung mit 

einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Stimmberechtigten. Personen-
entscheidungen werden in geheimer Wahl gefällt. 

 



6. Zu einem Beschluß, der eine Änderung der Satzung oder des Vereinszweckes 
enthält, ist eine Mehrheit von drei Viertel der erschienenen Stimmberechtigten 
erforderlich. 

 
7. Bei Stimmengleichheit ist ein Beschluß abgelehnt. 
 
8. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung sind für alle Organe des Vereins 

bindend. 
 
9. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 

von dessen Stellvertreter geleitet. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung auf 
die Dauer eines Wahlganges einem Wahlleiter oder –ausschuß übertragen 
werden. 

 
10. Über alle Versammlungen ist vom Schriftführer eine Niederschrift anzufertigen. 

Sie muß mindestens alle Anträge und Beschlüsse sowie Wahlergebnisse 
enthalten. Sie ist vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu 
unterzeichnen und zu verwahren. 

 
11. Eine Mitgliederversammlung muß einmal im Jahr stattfinden. 
 
12. Der 1. Vorsitzende muß mit einer Frist von 3 Wochen unter Angabe der 

Tagesordnung die Mitgliederversammlung schriftlich einberufen. Gäste können 
eingeladen werden. 

 
Die Schriftform der Einladung ist gewahrt, wenn die Einladung zur 
Mitgliederversammlung in der regionalen Tageszeitung, dem Amtsblatt des 
Landkreises Miesbach, erfolgt.  
 
13. Der 1. Vorsitzende hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung dann 

einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter 
Angabe der Gründe beantragt. 

 
 

§ 11 
 
Revisoren 
 
1. Zur Prüfung der sachlichen Rechnungsführung des Vereins und der 

Vereinsjugend werden durch die Mitgliederversammlung 2 ehrenamtliche 
Revisoren auf die Dauer der Wahlperiode des Vorstands gewählt. Eine 
Wiederwahl ist zulässig. 

 
2. Die Revisoren sind verpflichtet, sich durch Stichproben von der 

Ordnungsmäßigkeit der Kassen- und Buchführung zu überzeugen und zum 
Jahresabschluß eine eingehende Prüfung der Bücher, Belege und des 
Abschlusses vorzunehmen. Sie haben das Ergebnis der Mitgliederversammlung 
mitzuteilen und die Entlastung des Vorstandes und Beirates zu beantragen. Kann 
dieser Antrag nicht gestellt werden, haben sie dies in der Versammlung zu 
begründen. 

 



3. Revisoren dürfen kein anderes Amt im Verein bekleiden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 12 
 

Vereinsjugend 
 
1. Der durch den in §3 Abs. 5 festgelegte Personenkreis bildet die Jugendgruppe 

der Vereins. Sie geben sich eine Jugendordnung, die der Bestätigung durch 
Vorstand und Beirat bedarf. 
 

2. Zweck dieser Gliederung ist die Förderung der gemeinsamen Aufgaben der 
Jugend und der Jugendpflege unter Beachtung der Satzung des Vereins. 

 
3. Hilfe zur: 

- freiheitliche Entfaltung der Persönlichkeit, 
- Stärkung ihrer Urteilsfähigkeit, Kooperations- und 

Verantwortungsbereitschaft, 
- Wahrung ihrer Rechte. 
 

4. Die Vereinsjugend führt und verwaltet sich selbstständig. Sie entscheidet nach 
einem vom Beirat zu bestätigenden Haushaltsplan über die ihr zufließenden Mittel 
in eigener Zuständigkeit. Der Rechnungsbeschluß ist dem Vorstand, Beirat und 
der Mitgliederversammlung vorzulegen, 

 
5. Die Vereinsjugend wird geleitet von der Jugendleitung. Sie setzt sich zusammen 

aus dem Jugendwart, dem Jugendsprecher und dem Jugendschatzmeister, der 
gleichzeitig die Schriftführung übernimmt. 

 
6. Die Vereinsjugendleitung wird von den Jugendlichen des Vereins für die 

Wahlperiode des Vorstandes mit einfacher Mehrheit gewählt. Die Wahl bedarf der 
Bestätigung durch den Beirat. 

 
7. Der Verein stellt der Jugend Mittel zur Verfügung. An überfachlichen Ausgaben 

kann die Jugend beteiligt werden. Der Vorstand ist jederzeit berechtigt, sich über 
die Geschäftsführung der Vereinsjugend zu unterrichten. Die Jugendleitung muß 
der Vorstandschaft alle notwendigen Auskünfte erteilen. 

 
8. Beschlüsse der Vereinsjugend, die vom Vorstand nicht gebilligt werden, sind an 

den Jugendwart zurückzuweisen. Werden sie neu beschlossen, entscheidet der 
Beirat endgültig darüber. 

 
9. Der Jugendsprecher ist auf seinen Wunsch von der Vorstandschaft und dem 

Beirat in Jugendangelegenheiten zu hören. 
 



10. Der Erlaubnisschein kann nur ausgestellt werden, wenn ein gültiger 
Freischwimmerschein (bronzenes Schwimmabzeichen) nachgewiesen werden 
kann. 

 
 
 
 
 
 

§ 13 
 

Beitrag 
 
1. Der Verein erhebt von seinen Mitgliedern den von der Vorstandschaft 

beschlossenen Beitrag. 
 

2. Dieser ist grundsätzlich zu Beginn eines Geschäftsjahres ohne weitere 
Aufforderung zur Zahlung im Voraus fällig. 

 
3. Ehrenmitglieder sind beitragsfrei. 
 
 

§ 14 
 

Auflösung des Vereins 
 
1. Der Verein kann nur durch Beschluß in einer zu diesem Zwecke einberufenen 

Mitgliederversammlung aufgelöst werden. 
 

2. Zu diesem Beschluß ist eine Dreiviertelmehrheit der anwesenden Stimmbe-
rechtigten erforderlich. 

 
3. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder 

auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
 
4. Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder 

Aufhebung nicht mehr als ihre geleisteten Bareinlagen und den gemeinen Wert 
gegebener Sacheinlagen zurück. Mitgliederbeiträge und Spenden werden in 
keinem Fall zurückerstattet. 

 
5. Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall ihres bisherigen 

Zweckes fällt das Vermögen, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der 
Mitglieder und den gemeinen Wert der von den Mitgliedern geleisteten 
Sacheinlagen übersteigt, an die Bayerische Staatsregierung, mit der Auflage, das 
erhaltene Vermögen ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke 
zur Förderung der Fischerei in Bayern zu verwenden. Zu den eingezahlten 
Kapitalanteilen und geleisteten Sacheinlagen gehören nicht Mitgliederbeiträge 
und Spenden. 

 
6. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins ist das Vermögen zu 

steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. Beschlüsse über die künftige 



Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamts 
ausgeführt werden. 

 
 
Die vorstehende Satzung mit Änderungen wurde wirksam durch Beschluß der 
Mitgliederversammlung am 24.02.05 und dem Eintrag ins Vereinsregister. 
 
 
Holzkirchen, den 24.02.05 


